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338 Kritik

Michael S i l n i z k i : Der Geist der Russischen 
Herrschaftstradition. Eine vergleichende Studie 
zur russischen und abendländischen Herr­
schaftsverfassung unter besonderer Berücksich­
tigung der deutschen verfassungshistorischen 
und rechtsstaatlichen Entwicklungen. Köln/  
Weimar/Wien 1991. Böhlau. IX , 244 Seiten.
Silnizki hat sein W erk im U ntergang des So­
wjetreichs vorgelegt. Dieses Zusam m entref­
fen ist ersichtlich w eder gewollt, noch m acht 
es die Ausführungen hinfällig. Silnizki geht 
es nicht um eine aktuelle Bestandsaufnahm e 
des politischen Selbstverständnisses allein 
der Russischen Sozialistischen Föderativen 
Sowjetrepublik oder der von ihr geprägten 
U nion der Sozialistischen Sowjetrepubliken. 
Sein A nsatzpunkt liegt tiefer. Silnizki zeich­
net den G rundsatz russischer Staatslenkung 
nach, wie er sich im alten Russischen Reich 
ausprägte. Auf diese Weise bildete die zum 
Sozialismus führende O ktoberrevolution 
des Jahres 1917 in seiner Sicht keine Grenze. 
D enn der Sozialismus baute auf der zaristi­
schen autokratischen T radition  auf und 
setzte sie fo rt (S. 2, 18, 185 ff.). D am it weist 
Silnizki über den jeweils aktuellen Staatszu­
stand hinaus und gibt einen Prüfungsm aß­
stab auch noch fü r die künftige Entwicklung 
Rußlands und der anderen Staaten, die nach 
dem Ende der Sowjetunion bislang in einer 
Gem einschaft U nabhängiger Staaten zusam ­
mengeschlossen sind. D er gegenwärtig zu 
hörende V orw urf, an den H errschaftsm e­
thoden habe sich nach der Abkehr vom so­
zialistischen Zwangssystem nichts geändert, 
scheint den von Silnizki gewählten Ansatz 
zu bestätigen.

Im M ittelpunkt der Überlegungen steht 
das Verhältnis von Recht und Selbstherrlich­
keit (Autokratie) zueinander. Silnizki sieht 
h ier eine Unvereinbarkeit, indem er eine 
Bindung der Staatsgewalt an das Recht, 
rechtliche M erkm ale an der Ausübung der 
russischen Staatsgewalt vermißt. Das russi­
sche autokratische Prinzip bedeute die Fä­
higkeit des Staates, die U ntertanen Regeln
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zu unterw erfen, ihnen Pflichten aufzuerle­
gen, ohne daß der Staat selbst Regeln un ter­
worfen sei, die spiegelbildlich als Ansprüche 
des Staatsangehörigen gegen den Staat in 
Erscheinung träten  (S. 186 ff.). D ie Chance 
einer Ausbildung des subjektiven, das heißt 
vom einzelnen einforderbaren Rechts habe 
gefehlt (S. 199). Deshalb könne es auch kein 
objektives Recht, verbindliche Regeln ohne 
Anspruch des einzelnen auf Einhaltung, ge­
ben (S. 199 f.). Begreift man Recht streng 
positivistisch, etwa im Sinne der »Reinen 
Rechtslehre« Kelsens (H ans Kelsen, Reine 
Rechtslehre, 2. Auflage W ien 1960), m uß die 
These Silnizkis W iderspruch hervorrufen. 
Denn auch W illkürherrschaft ist Recht und 
erzeugt Recht, wenn man unter Recht 
schlicht die »geltenden«, nämlich durchset­
zungsfähigen Regelungen des Zusam m enle­
bens versteht, mögen sie auch unberechen­
bar und ungerecht sein.

Diesen reinen Rechtsbegriff m eint Sil- 
nizki indessen nicht. V ielmehr betont er, daß 
das autokratische Prinzip im G egensatz zur 
Vorstellung vom Rechtsstaat, wie sie die 
deutsche Rechtswissenschaft im neunzehn­
ten Jahrhundert entwickelte, steht (S. 202). 
Diese K onzeption des Rechtsstaates, deren 
Darlegung Silnizki breiten Raum gibt 
(S. 149 ff.), ist sein M aßstab für die Bewer­
tung der russischen H errschaftstradition. 
Kern ist die G ebundenheit der H errschaft 
selbst an Regeln, der V orbehalt des Gesetzes 
an Stelle der W illkür (S. 173 ff., 184 ff., 
201 f.).

Nach Silnizkis Ansicht kam es in Rußland 
nur zu einer theoretischen Rezeption des 
Rechtsstaatsbegriffs, niemals aber zu deren 
Umsetzung in die Staatswirklichkeit 
(S. 154 f., 173 ff.), zu rechtsstaatlicher Aus­
übung der H errschaft. Auch aus sich selbst 
heraus habe die russische H errschaftstradi­
tion Begriff und Erscheinung des Rechts­
staates nicht erzeugt (S. 143), die Idee des 
Rechts habe sich in der russischen H err­
schaft niemals verwirklicht (S. 239). Die U r­
sache dafür liegt nach Silnizki darin, daß 
Privatautonomie in Rußland herkömm lich 
unbekannt gewesen sei. Privatautonom ie als 
die M acht des einzelnen, durch seine freie 
Entschließung sich einem anderen vertrag­
lich zu verpflichten, ist G rundlage des P ri­
vatrechts (S. 46 f.), nämlich der Rechtsbezie­
hungen der Staatsangehörigen untereinan­
der. Die V orstellung von Verbindlichkeit

und D urchsetzbarkeit läßt Silnizki den Satz 
aufstellen, ohne Privatautonom ie dürfe man 
nicht nu r nicht von Privatrecht sprechen, 
sondern überhaupt nicht von Recht (S. 47, 
196 f.). V oraussetzung für Privatautonom ie 
wiederum ist einerseits das V orhandensein 
von Privateigentum , was in Rußland nicht 
gew ährleistet gewesen sei (S. 37, 45, 103, 
125 ff.). Zum anderen ist Privatautonom ie 
nicht ohne Freiheit denkbar, weshalb Sil­
nizki folgerichtig nach dem russischen Libe­
ralismus von der M itte des neunzehnten bis 
zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts 
fragt, der aber in seinen Augen versagte und 
keine klare V orstellung von der M ündigkeit 
und Eigenverantw ortlichkeit des einzelnen 
entwickelte (S. 23 ff., 42 ff., 46 f., 64). Fehlte 
es somit an Privatrecht (S. 45, 104, 143), so 
mangelte es an einem V orbild für die G estal­
tung der staatlichen H errschaft als einer 
rechtlich gebundenen (S. 47 f.), w ährend das 
deutsche Bürgertum  im neunzehnten Jah r­
hundert durchaus in der Lage war, die For­
derung nach G esetzm äßigkeit der Verwal­
tung und ihrer gerichtlichen Ü berprüfbar­
keit in Analogie zum Privatrecht und zum 
Schutze der bürgerlichen Freiheit zu form u­
lieren (S. 163 ff.). Zugespitzt m üßte Silnizki 
sagen, daß die Einrichtung eines Rechtsstaa­
tes überflüssig ist, wenn es kein Privatrecht 
gibt, aber es die alleinige Aufgabe des 
Rechtsstaates sein sollte, den sich der G e­
staltungsm öglichkeiten des Privatrechts be­
dienenden Staatsangehörigen eine ordnende 
G ew alt zur V erfügung zu stellen, um das 
vor dem Staat bereits bestehende Recht zu 
verwirklichen (S. 158). Silnizki stü tzt seine 
Arbeit auf einen mit Akribie zusam m enge­
stellten Zitatenschatz. Seine Quellen sind 
Ä ußerungen deutscher und russischer 
Rechts- und Verfassungswissenschaftler des 
neunzehnten und zwanzigsten Jahrhunderts. 
Seine Q uellen sind nicht die Ä ußerungen 
der H errschaftsm acht selbst. Es stellt sich 
deshalb nun die Aufgabe, alte und neue G e­
setze, Verwaltungsakte und G erichtsurteile 
Rußlands darauf hin zu untersuchen, ob die 
Staatsgewalt wirklich allein einem autokrati- 
schen Prinzip folgte und folgt, oder ob nicht 
doch berechenbare, verläßliche Regeln sicht­
bar sind oder künftig sichtbar werden. Die 
These jedenfalls steht scharf gezeichnet im 
Raum.
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